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Frieden in Europa

Neue Herausforderungen und Antwortversuche

Auft der Suche ach eiınem Konzept ZUrTr Erhaltung des Friedens ın Europa ach
dem Ende des Kalten Krıeges sehen sıch nıcht LL1UTE dıe Akteure auf der interna-
tionalen polıtischen Bühne, sondern auch die Kırchen VOTL veränderten Fragestel-
lungen. Mulfßte die Diskussion VO Problemen der Friedensbewahrung angesichts
des bisherigen Ost-West-Antagonısmus schwerpunktmäßig Rückgriff auf
sicherheitspolitische (und dabe] nochmals auf weiıte Strecken mıilitärisch Ar gUu-
mentierende) Analyseansätze geführt werden, oilt CS heute in erster Linıe, eın
Konzept polıtischer Kriegsursachenbekämpfung auszuarbeiıten. Dies 1St eiınerseılts
erleichternd und bringt gerade für eıne kirchliche Beteiligung der gegenwärti-
SCHh Ööffentlichen Debatte die Chance mMuıt sıch, sıch auf Inhalte christlicher TY1le-
densethıik konzentrieren, die VOT und aufßerhalb der herkömmlichen Zuspit-

e 1 mıt allZUNg der Friedensdiskussion auf eine kriegsverhütende „Notordnung
ihren letztlich ungelösten ethischen Fragen, Ja Aporıen liegen. Andererseıts be-
deutet dieser orundlegende Wandel des politischen Handlungstelds auch iıne
nıcht unterschätzende Herausforderung; partızıpıeren doch heute auch frie-
densethische Beıträge an Jjener Unsicherheıit politischer Prognosen, die der Ver-
lust des klassıschen Deutungsschemas für den Ost-West-Konflikt mı1ıt seinen 1INS-
SECSAMT eher berechenbaren polıtischen Steuerungsvarıablen hinterlassen hat

Dıie tolgenden Überlegungen versuchen, gegenwärtıge Herausforderungen und
Problemlösungsansätze 1m Kontext eıner regionalen Friedensordnung ür Uuro-
pa 1m Überblick darzustellen; S1Ce verzichten auf eıne austührlichere spezıfısch
ethische Argumentatıon un suchen dessen grundlegende Bezuge ZALT: trie-
densethischen Reflex1ion jeweıils anhand der einzelnen Sachgesichtspunkte C1T-

kennbar werden lassen.

Gefährdungen des Friedens ach dem Ende des Ost-West-Konflikts

Dıie herkömmliche außenpolitisch-militärische Bedrohungsanalyse mufte eıne
schwere Konfrontation 7zwischen ATO und Warschauer Vertragsorganıisation
zumındest als Eventualtall 1Ns Kalkül zıehen. S1e hat sıch nunmehr als obsolet —

wıesen, W 4S nıcht 1988088 dem Zertall des östlıchen Bündnissystems zuzuschreiben
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1st Vielmehr tragen hierzu nıcht zuletzt substantielle rüstungskontroll- und ab-
rüstungspolıtische Fortschritte bei, die sıch ebenso in einseltigen W1€e in verabre-
deten Potentialreduzierungen nıederschlagen. Das Abkommen ber die Beseıt1-
bö  4  ung der Miıttelstreckensysteme (INF-Vertrag), die einseltigen Streitkräftever-
mınderungen 1m konventionellen Bereich SOWIeE be] den verbleibenden taktıschen
Nuklearpotentialen (SINE) un die kürzlich zwıschen (Ost un: West vereinbarten
vertrauens- un: sicherheitsbildenden Mafßßnahmen M haben eıner Ver-
besserung der Krisenstabilität in der vgegenwärtigen miılıtärischen Ost-West-Re-
latıon geführt. Dennoch bestehen weıterhin politische Konfliktformationen, die
Z eıl eın erhebliches Gewaltpotential enthalten und sıch eınerseılts aUuU$S unNnge-
lösten ordnungspolıtischen Fragen in Europa selbst, andererseits A4US der Eınge-
undenheit europäıischer Politik iın den Bezugsrahmen weltpolitischer Entwick-
lungslınıen ergeben.

Miıt der Überwindung der überkommenen Ost-West-Konfrontation gelangt
auch eıne polıtısche Konstellation ıhr Ende, die wesentlich durch die antagO-
nıstische Bıpolarıtät Zzwelıer Supermächte gepragt War un: die polıtısche Gestal-
tungsifreıheit der natıonalen Akteure 1m geteilten Europa stark einschränkte. Wıe
Alst sıch der Getahr entgehen, da{fß die Stelle solcher Bıpolarıtät eıne Konstel-
latıon anarchıischer Multipolarıtät der Machtverteiulung iın Europa tritt, die derJje-
nıgen Kräftekonfiguration auf tatale Weıse ahnelt, A4AUus der heraus bereıts Z7wel
Weltkriege entstanden sind? iıne solche multipolare Struktur brächte nıcht 1Ur

prinzıpiell die Getahr mıt SICh, da{ß sıch generell polıtische Prozesse schwerer ab-
schätzen un! rtenern lıeßen; S$1€e könnte auch Jjene krisenhaften Entwicklungen
zusätzlich katalysıeren, die sıch bereıts heute verschiedenen tellen in (Dst-
un Südosteuropa vollziehen.

Diese krisenhaften Entwicklungen sınd 1im Kern auf dıe ZWaTr seıt dem Zweıten
Weltkrieg unterdrückte, aber schon VOT Versauilles politisch ungelöste Problema-
tik der natiıonalen un:! ethnischen Minderheiten ın vielen Staaten dieser Region
zurückzuführen. Schon heute erschreckt das Gewaltpotential, das in den teilwei-

bürgerkriegsähnlichen Auseinandersetzungen 1im Kontext des „postkommuni-
stischen Natıonalısmus“ (Brzezinskiı) ansıchtig wırd un mı1t herkömmlichen P —
lıtıschen Miıtteln offenkundıg ımmer schwerer einzudämmen ISt 1ne verlä{fßliche
Erfahrung mı1t demokratischen Gestaltungsprinzıipien eıner Gesellschaft, de-
aa  e auch zıvıle Austragungstormen solcher ethnonationalistischer Konflikte zäh-
len müfßsten, braucht voraussıchtlich selbst optimalen Bedingungen mehre-

Jahrzehnte Zeıt. Grenzstreıitigkeiten zwıschen verschiedenen OST- und sSüdost-
europäıschen Staaten, deren einvernehmlıche polıtische Regelung bıs aut weıteres
aussteht, erhöhen das ohnehın vorhandene Konfliktpotential zusätzlıch.

Gesamteuropäische Politik steht für die nächsten Jahre VOT allem VOT der
Aufgabe, das immense ökonomische Gefälle VO West ach Ust, iın dessen Folge
eiıne eCie Armutsgrenze der und Neiße oder Bug entstehen droht, iın
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Rıchtung auft einen längerfristig stabilen Zustand vermiıindern. Dabeji gilt
gleichzeıtig gewährleisten, da{ß die dafür notwendigen Anpassungsprozesse
ach Art un Dauer die Leidensfähigkeit der Betroffenen nıcht überfordern. Wıe
Alßt sıch sıcherstellen, da{ß eıne effizienzorientierte Strategie ZUTFC. Verbesserung
der ökonomischen Verhältnisse soz1al und ökologisch verträglich bleibt? Gerade

das Ziel baldıger wirtschaftlicher Konsolıdierung politikbestimmend wiırd, 1St
InNan leicht versucht, das Interesse al raschen Wachstumsraten demJjenigen e1-
9198 iıntakten der wenı1gstens nıcht och weıter belasteten Umwelt voranzustel-
len Grundsätzlich oilt 1€es nıcht 1AHCRE für den europäıschen Bereıch, sondern gC-
nerell als Problemanzeige, der heute jedweder auch global Orlentlerte eNT-

wicklungspolitische Neuansatz steht.
Wıe lassen sıch darüber hınaus Tempo und Tiefenwırkung der notwendigen

Strukturreformen auch auf nıchtökonomischem Gebiet MIt den begrenzten
Möglichkeiten bısheriger Verantwortlicher für osteuropäıische Politik und Ver-
waltungspraxı1s synchronisieren, VO einer VO ıhrem herkömmlichen Welt- und
Politikverständnis fundamental verschıedenen Posıtion aus eiınen Neuanfang
wagen? Die Wertschätzung klassisch-liberaler individueller Grund- un TEe1-
heitsrechte in den Demokratien W esteuropas wırd 1Ur aln auf Dauer auch in
den Ländern des (Ostens als tragendes Element der polıtıischen Kultur verankert
werden können, WECNN diesen Freiheiten eın soz1ıaler Standard korrespondiert,
der sıch letztlich VO den Prinzipien der Gerechtigkeit und der Solidarıtäat nLE
den Schwachen herleitet.

In diesem Sınn mufßte westliche Wırtschaftpolitik SOrgsSam darauf achten, bei
allen Effizienzüberlegungen das ohnedies spürbare Miıßbehagen un: die verbrei-

Ängste der Menschen des (Istens VOT den Wirkungen elines ungezügelten
Marktliberalismus nıcht och verstärken. hne eıne so7z11a| erträgliche Strate-
o1€ wirtschaftlicher Konsolidierung dürfte aum möglıch se1n, schwere innen-
politische Erschütterungen, ınsbesondere iın den osteuropaäıischen Staaten, mı1t
Rückwirkungen auftf die politische Ordnung in Europa insgesamt vermeıden.
Diese könnten sıch daraus entwickeln, da{fß zunehmend Verelendungsfurcht un
Hoffnungslosigkeit 1ın diesen Ländern sıch oreifen eiıne Sıtuation, die bei-
spielsweise ın der SowJetunion bereits heute ın akuter Weıse droht

Di1e Auftfgaben europäischer Regionalpolitik sınd den damıiıt unlösbar VCI-

bundenen Herausforderungen polıtischer Verantwortung 1im weıteren internatıo-
nalen Umifteld zuzuordnen. Solche Herausforderungen begegnen europäischer
Polıitik schon 1m direkten un: emınent sicherheıitspolitischen Bezug, den aJUSWAar-
tige Regijonalkrisen mıtsamt ıhrem Eskalationspotential W1e€e derzeit 1im Nahen
(Osten aufweiısen. Als mehr indırekt, aber nıcht wenıger tolgenreich auch für S1-
cherheitspolitische Analysen un: für dıe rage ach der Steuerbarkeit internatı1o0-
naler Politik insgesamt, erweısen S1Ce sıch dort,; die Nord-Süd-Problematik,

Hunger un bıttere Armut als entscheidendes 'LThema polıtischer Gerechtig-
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elıt un schliefslich die Frage ach den Grenzen der Belastbarkeit der natur-
lıchen Umwelt 1Ns Zentrum en

Gegenwärtige Analysen ınternationaler Politik befürchten zunehmende Ver-
teilungskonflıkte knappe RKessourcen und eıne wachsende Wander- un:
Fluchtbewegung VONn Sud ach Nord als verzweıtelte Reaktion auf das Fehlen
wirksame Konzepte ZAAT wirtschaftliıchen Konsolidierung gerade der Armsten
un bevölkerungsreichsten Gegenden der Erde Zu diesen Flüchtlingsbewegun-
SCHh könnten sıch, talls sıch die Ökologische Kriıse nıcht teuern läßt, leicht CUuU«C

hinzugesellen, in denen dıe Menschen ıhrer zunehmend ebensteindlich werden-
den Heımat entfliehen suchen. Mıt ıhnen 1St zusätzlıch den se1lt langem be-
kannten Triebkräften solcher Mıgratıon rechnen, W1€ S1Ee in den Folgen VO

Krıegen, Bürgerkriegen und innerstaatlicher Unterdrückung VO Mınorıitäten al-
lenthalben anzutreffen sind 2

Im Hınblick auf die rage ach dem spezılısch europäıschen Verantwortungs-
orad für den Autfbau un: die Gestalt eıner internationalen Ordnung geht
CS deshalb keineswegs primär die Beteiligung der Nıchtbeteıiligung eut-
scher Streitkräfte Eıinsätzen außerhalb des NA TO-Gebiets (im Gegensatz
Z rad öffentlicher Aufmerksamkeıt, den dieses Thema findet); vielmehr
1St angesichts des gegenwärtıgen un: zukünftig absehbaren Lösungsbedarftfs
globalen Problemlagen NVOT allem Ort Phantasıe, Erfahrungswissen un: InnOova-
t1ves konzeptionelles Denken gefragt, das Design nıchtmilitärischer Struktu-
ICN des Friedenserhalts un: der Herbeiführung VO  b mehr internationaler (7e=
rechtigkeıt entwerten ist}.

Ungeachtet der hoffnungsvollen Entwicklungen 1m Bereich der mıilıtärıi-
schen Vorkehrungen innerhal Furopas bestehen auf der Ebene global Orlentlier-
ter Milıtärpolitik die bisherigen Konstellationen 1m wesentlichen tort Be1i den
Verhandlungen ber eıne Reduzıierung der strategisch-nuklearen Arsenale VO

USA un: (START) werden 4a11m mehr als partıielle Korrekturen weıter-
laufender Rüstungstrends erreicht werden können; eın milıtärisch-polıtischer
Neuansatz zeichnet sıch nırgendwo auch 1U ın den Umrissen 1ab Aufßereuropä-
iısche Regionalkonflikte vieltältiger Art un: Ursache könnten iın Zukunft AaNSC-
sıchts der am kontrollierten Weıterverbreitung konventioneller W1€ nuklearer,
chemischer un: auch biologischer Waffentechnologien ernsthafte Gefährdungen
bısher unbekannter Art auch tür Furopa selbst mıt sıch bringen. Dabe] sınd nıcht
selten solche Regierungen iın Krisengebieten Hauptnutznießer der Proliferation,
dıie iıhrer menschenverachtenden Praxıs innenpolıtıischer Herrschaft und
ihrer Bereıitschaft,; fundamentale iınternatıiıonale Rechtsstandards mıißachten,
weltweıt Furcht un: Mißtrauen verbreiten *.

Die politische Eindiämmung VO Regionalkontliıkten wırd zusätzlıch dadurch
erschwert, da{fß iın den etzten Jahren VOT allem Chına SOWl1e eıne zunehmende
Zahl VO Staaten der Dritten Welt,; die mittlerweile eınen gewıssen Industrialisie-
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rungsgrad erreicht haben, auf dem internatiıonalen Rüstungsmarkt als Anbieter
aufgetreten sind: S1€e stehen damıt als alternatıve Waftenbeschaffter Ort bereit,

die bisherigen Lieferanten 4aUS dem Norden 4aUsSs unterschiedlichen Gründen
einer restriktiveren Praxıs zuneı1gen könnten.

In absehbarer Zukunft werden sıch die Konzepte polıtischer Ratıionalıtät,
denen alleın eıne stabile frıedenspolitische Struktur in Europa aufgebaut

werden kann, in Auseinandersetzung mıt iıhrer grundsätzliıchen Infragestellung
VO  F seıten fundamentalistischer un me1lst radikaler Poliıtikkonzepte bewäh-
ICN haben Die Vertreter solcher Auffassungen sınd häufig nıcht Nnu  _ taktisch be-
reıit auch ZUrTr Anwendung VO Gewalt 1im Interesse ideologischer oder ıdeolo-
yısch verbrämter Zıiele, sondern ıhnen erscheint darüber hınaus Dıalog mMI1t An-
dersdenkenden allzuoft MNUTr als Verrat ıhrem ureigenen Auftrag. Der Zulauf

tundamentalıistischen Gruppierungen weI1lst dabe] durchaus Bezuüge Zzu e
weılıgen polıtischen un: soz1alen Umfteld auf: scheint die iıslamısche Varıante
des Fundamentalismus besonders Ort erfolgreich Unterstutzung werben,

S1e auf Massenarmut und/oder Zl eıl bereits lang andauerndes Flücht-
lıngselend (wıe 1im nahöstliıchen, besonders palästinischen aum trıfft, dessen
Leidtragende sıch VO radıkalen Polıtikkonzepten 198808  — eıne Besserung ıhrer eSsSo-
laten Lage erhoffen können glauben.

Ungerechte politische W1€e soz1ale Verhältnisse unterschiedlicher Genese C1 -

weısen sıch damıt als Nährboden für dasjenige Gewaltpotential, das INan gleich-
zeıt1g VOIN aufßen her durch klassısche aufßen- un: milıtärpolitische Sıcherungs-
strategıen einzudämmen hofft Tragisch verdient diese S1ituation VOT allem auch
deswegen ZCNANNT werden, weıl moderate Kräfte auf allen Seliten in dem Ma{

öffentlicher Unterstützung und polıtischem FEinfluf(ß verlieren, Ww1e€ die Dyna-
mık des Konflikts selbst eskaliert.

Kritik ratiıonalen Diskurs als methodisches Fundament praktischer Philo-
sophıe W 1e€ politischer Gestaltung, die den Grıiuft ZUr Gewalt obsolet macht, 1STt
aber auch ın entwickelten Industriegesellschaften westlichen Zuschnitts zuneh-
mend iın Mode Damıt könnte eınem Denkstil Vorschub geleistet werden, der die
mühsam CITUNSCHNCH humanısıerenden Wiırkungen des rationalen Diskurses w1e-
der preisg1bt, hne eın akzpetables Aquivalent seıine Stelle sertzen In eiıner
och unuüubersichtlichen Ausgangslage, in der sıch nıcht sıcher prognostizıeren
Lafßst, ob die CU«C polıitische Struktur Europas Ende Fortschritt der Rückfall
ın überwunden geglaubte Konfliktmuster bedeuten wiırd, erscheıint die Zurück-
weısung rationaler Politikkonzepte doppelt gefährlıch. Denn S1€E 1ST gee1gnet, der
Bedrohung des Konsolidierungsprozesses durch CX tFerne Fundamentalismen gC-
wıssermaflsen eiıne interne Spielart solchen Fundamentalismus hınzuzufügen.

Angesiıchts dieser Übersicht ber die hauptsächlichen Gefährdungen Für den
Weltfrieden iın der VOT uns liegenden Epoche erweIlst sıch eıne Neuformulierung
der bisherigen Bedrohungsanalyse als unabweisbar. S1e hat 1e] stärker als in den
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zurückliegenden Jahren autf Getahrenmomente autftmerksam machen, die sıch
der Einhegung durch milıtärische Macht und klassısche Sıcherungsstrategien EeNTL-

zıiehen. 1ne solche aktualisierte Gefährdungsanalyse bedart eiınerseılts nıcht des
im bisherigen Ost-West-Konflikt herrschenden Paradıgmas VO potentiellen
Gegner; trotzdem 1St sS1e spezifischer als Argumentatıionen, die gerade milıtäri-
sche Sıcherheitsvorkehrungen direkt un Zzeıtlos Aaus eiınem sakrosankten Souve-
ränıtätsbegriff herleiten wollen. Solche Argumentatıonen schreiben nıcht 1Ur

miıindest implızıt die heutige orm milıtärisch gestutzter Sıcherheitspolıitik auf
lange Sıcht fest; S$1e geben darüber hınaus keine Möglichkeiten die Hand, ber
die notwendige Gröfße un: Struktur VO Streitkräftekontingenten Aussagen
machen, die auf im einzelnen benannte, wandelbare Rahmenbedingungen inter-
nationaler Politik beziehen un: in einem argumentatıv überprüfbaren, nıcht
eınem rein pragmatischen Sınn reversıibel waren.

Europäische Friedensordnung als chrıiıtt ZU Weltfrieden

An dem <oeben aufgezeıigten Gefährdungspotential Mag deutlich werden, W ar-

eın politisches Ordnungsmodell, das VO Prinzıp der Machtkonkurrenz
gebundener Natıonalstaaten her konzipiert 1St; defizitär bleiben MmMuUu Das nat1ı0-
nalstaatlıche Denkmodell emonstriert besonders augenftällıg die wesentlich
archische Struktur, dıe auf inter- un supranatıonaler Ebene in eıner Welt gleich-
berechtigter un: voneınander unabhängiger Staaten vorliegen mu{ Die Staaten-
welt der Gegenwart hat diesen anarchischen Charakter schon verfügbarer
supranatıonaler Organisationsmodelle un: internatıional verbindlicher Rechts-
NOTINCN nıcht überwunden, und ZW ar hauptsächlich deshalb nıcht, weıl diese
Normen sıch ach WwW1€ VOT in Konftliktfällen 11UTr schwer durchsetzen lassen.
Ebenso annn I1a  = den Problemen nuklearer Strategıe un Kuüstungssteuerung
die friedenspolitische Insutffizienz eiınes ınternationalen 5Systems studıeren, das
VO allseıtiger Furcht VOT unkontrollierbaren polıtıschen Entscheidungen der
Nachbarn un mangelndem Vertrauen ın dıie Stabilität zukünftiger politischer
Ordnungen epragt 1St

Die Aufgabe, Frieden erhalten un eıne ıh stabilisierende Ordnung gC
stalten, deshalb schon autf der Theorieebene VOT allem eıne Überwindung
der nationalstaatliıch gebundenen Betrachtungsweise internationaler Politik V.O1:=

aus Gerade anarchische polıtische Konstellationen bedürfen eiıner Wirkungsana-
lyse derjenigen ergebnisbestimmenden Faktoren, die sıch als unbeabsichtigter
FEFffekt AaUS dem Z W al taktısch gegebenen, 1aber nıcht konzertierten Zusammen-
wirken vieler unabhängıg entscheidender Akteure ergeben. Heute ame 6S gCIA-
de der sıch ıhrer Freiheit NCUu vergewissernden Staatenwelt Europas Z inst1ıtu-
tionell abgesicherte Alternatıven eıner rein nationalstaatlich organısıerten (Ge-
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staltungsform internationaler Politik, deren Ausgang ungewif5 1St, entwickeln.
Dies läge nıcht 1Ur 1im Interesse der Siıcherheit In Europa selbst; e6s sollte 1e1-
mehr durchaus in der Hoffnung geschehen, eın Modell für eın regionales Sıcher-
heitssystem 1n Übereinstimmung MI1t Artikel 5 der Satzung der Vereıinten Na-
tionen entwerten un: erproben, das wenıgstens 1n seınen wesentlichen
Elementen auch für andere Weltregionen vorbildlich se1ın könnte.

Die derzeit auf der Ebene der Vereılinten Natıonen bereıits etablierten Formen
supranatıonaler Politikgestaltung können diesem Desiderat hauptsächlich AaUS

7We] Gründen och nıcht genugen:
Die Souveräniıitätsvorbehalte einzelner UN-Mitgliedsstaaten beeinträchtigen

einschneidend die Chancen, UN-Resolutionen der ınternationale Abkommen
Ort durchzusetzen, diese mıt dem Interesse eınes betroffenen Mitgliedsstaats
b7zw. seıiner Regierung kollidieren. Die Kompetenzen des Internationalen (+e-
richtshofs sınd definiert, da{ß bei zwiıischenstaatlichen Konflikten 1m Ermes-
SCI1 der Konfliktparteien steht, den Gerichtshof als nNnstanz friedlicher Streitbeile-
SunNg beteiligen oder nıcht.

Das Vetorecht der ständiıgen Mitglieder des Sıcherheıitsrats, das jederzeıt
ausgeübt werden kann, macht zeıtgerechte supranatıonale Ma{ißSnahmen ZUrFr Be1-
legung internatıionaler Krısen davon abhängig, ob und wıe lange bei diesen Mıt-
glıedern eıne gleichlautende polıtische Interessenlage gegeben 1St

Beide geNaANNTtLEN Defizite ents té.mmen eıner ygemeınsamen Wurzel. S1€ beruhen
letztlich auf der mangelnden Bereitschaft der heutigen Miıtgliedsstaaten der Ü  >
VO Souveräniıtätsrechten dort Abstriche vorzunehmen, das Beharren auf sol-
chen Rechten eıner polıitisch gesicherten, auf eıner verläßlich durchsetzbaren
Rechtsordnung gründenden weltweiten Friedensordnung entgegensteht.

Die bisherige Form der SZE stellte ZW ar eıne Abfolge VO Konterenzen dar,
aus denen politisch bındende Dokumente mı1t beträchtlicher politischer Verände-
rungsdynamık tür kuropa hervorgingen; als deren wichtigste sınd die CSZE:
Schlußakte VO Helsinki 4AUS dem Jahr 1975 un: die Parıser „Charta für eın
Europa“ VO November 1990 CN GI: Irotz der 7zwischenzeitlich erzielten
politischen Fortschritte, die sıch 1ın der Parıser Charta deutlich nıederschlagen,
stellt die SZE jedoch bıs heute och keine institutionell abgesicherte, Organısa-
torısch-rechtlich un polıtısch durchgeplante Sicherheitsstruktur für Europa dar:;:

dieser ıhrer Schwäche stoßen Vorschläge, S1e als Ausgangspunkt einer
europäıschen Friedensordnung wählen, Zzu eıl auf Vorbehalte.

Gestaltungsprinzipien eıner europäischen Friedensordnung
Soll]l der Autfbau eıner stabilen gesamteuropälschen Friedensordnung gelingen,

in der sıch wenı1gstens für diese Region das Prinzıp der Kriegsverhütung muıttels
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massıver militärischer Abschreckung grundsätzlıch un: nıcht letztlich blo{f( pra$s-
matısch überwinden> läßt, wırd sıch die politische un gesellschaftlich-soziale
Landkarte Europas einschneidend verändern mussen. Die wichtigsten Politikbe-
reiche werden zunehmend in der Verantwortung supranationaler Organı1sat1ons-
tormen liegen; die wesentlich anarchische Struktur, W1€e S1e heute 1im ınternatı10-
nalen 5System vorherrscht, oilt durch eine Ordnung abzulösen, die auf 1mM
Konsens verabredeten, bindenden un durchsetzbaren Rechtsnormen aufruht.
Es bedart solcher politischer Organısationsiormen des Friedens, in denen Politik
eın Nullsummenspiel mehr iSt; bei dem der relatıve Gewınn des eınen dem rela-
tıven Verlust des anderen entspricht, sondern iın denen politische Strukturen etTAa-

bliert sind, die kooperatıve Politik vorhersehbar pOsıtıv un: konfrontatıve NCA-
t1V prämuneren. Nıcht das Ausbrechen A4US einmal gemeınsam verabredeten Struk-

eıner Friedensordnung, sondern das Festhalten dieser Friedensordnung
muüuü{fÖte be] allen beteiligten Partnern als rationale Politik wahrgenommen werden,
dıe CS sıch gerade ann verfolgen lohnt, WCII1LL das längerfristige eigene Inter-
CGS S6 1mM Blick 1St

Wenn gelänge, eın solcherart strukturiertes 5System etablieren, wüuürde da-
MmMI1t auch eın wertvolles FElement der Redundanz gegenüber schwankenden Stim-
mungslagen einzelner poliıtischer Akteure geschaffen; die Befürchtung, der ber
MOMENTLAN yemeınsame Interessen verbundene Partner VO heute könne leicht
der Gegner VO MOTSCH se1n, stünde internationaler Vertrauensbildung weıt
nıger starkbals in der Gegenwart ach Ww1€ VOTL der Fall ISst.

Eın Konsens ber die Spielregeln dieses Friedenssicherungssystems wırd aller-
dings 1L11LUTI Ort auf Dauer tragfähıg seın können, auf eıner Verabredung
7wischen polıtıschen Verantwortungstragern beruht,; dıe ıhr Mandat durch $re1-
heıtliche, demokratische Meinungsbildungs- un Wahlverfahren erhijelten. WOo
iındividuelle Freiheitsrechte un Partizipationsmöglichkeiten Proze{ß öftentli-
cher Entscheidungsfindung grundrechtlich yarantıert sınd WOZU nıcht zuletzt
gehört, da{fß eine hinreichende T’ransparenz der politischen Entscheidungen d m
währleistet 1St dort dürfte die Identifikation miı1t geltenden Absprachen auch
ach eıner gewıssen Zeitdauer 7zumındest chancenreicher se1ın als polıtı-
schen Systemvoraussetzungen, un denen die Bindewirkung solcher Abreden
rasch als Oktro1 empfunden werden annn Angemessene Partızıpation bedeutet
dabe!]l auch, natıonale un: ethnische Mınderheıten nıcht maJorIisıieren, sondern
S1Ee YAUhE Teilnahme poliıtischen Dıalog ermutıgen un:! ıhnen ermöglı-
chen, ıhre kulturelle Identität wahren. Denn gerade im Hınblick auf ıhre
menschenrechtliche Dimension mMu die NECU begründende Ordnung auch VO

ıhren schwächsten Gliedern als Fortschritt und nıcht als Rückfall 1ın bereıts ber-
wunden geglaubte Formen der Entmündigung ertahren werden können.

Im Hınblick auf den menschenrechtlichen Schutz des Individuums hat sıch
VOT allem das mıt der Europäischen Menschenrechtskonvention begründete Sy-
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stem VO Instiıtutionen un! Verfahrensregeln bewährt. Seine sukzessive Erweıte-
rung auft die Länder Usteuropas, die bereits im Gang ISt;, ann deswegen 1Ur be-
orülßt werden. Damıt soll nıcht behauptet se1ın, daflß das Optimum dessen, W as

menschenrechtlichem Gesichtspunkt möglıch un: wünschenswert wWare, in
diesem Menschenrechtsschutzsystem bereıts gewährleistet werden kann; 1st
ZUu Beıispiel eın Zufall, da{fß sıch A in der Europäischen Soz1ialcharta ein Ka-
talog soz1aler Sıcherheıten, die CS europawelt anzustreben oilt, findet, diese
Charta selhbst jedoch hınsıchtlich ıhrer Verbindlichkeit eınen deutlich geringeren
Status besitzt als die Menschenrechtskonvention selbst.

Vorschläge, die aut eiıne supranationale Absıcherung der ökonomischen Ent-
wicklung iın den europäıischen Staaten drängen, eruhen auf der Eınsıcht, da{f® die
klassısch-liberalen iındıyiduellen Grundrechte L11UTE annn als Ma{fisstab tür elıne
Friedensordnung gelten können, Wenn S1€e durch den Wert der soz1ıalen Gerech-
tLgkeıt erganzt werden. Abgesehen VO dem mı1ıt Not un: Elend verbundenen 1N-
dividuellen Leid der Betroffenen, dürften sıch die VO so7z1al ungerechten Ver-
hältnissen ausgehenden Getahren tür Frieden un Demokratie 1Ur durch dıe (ZA5
rantıe eınes so7z71alen Mindeststandards überwinden lassen. Auf diesem Hınter-
orund 1St die vielfach erhobene Forderung diskutieren, die osteuropäischen
Staaten möglıchst ahe die heranzutführen. Fur die wiırtschaftliche un:
z1ale Konsolidierung 1ın Usteuropa könnte eiıne EG-Assozıatıon, WCNN nıcht die
Autnahme als Vollmitglied in die Gemeinnschaft alsbald eıner Schlüsselfrage
werden. iıne CHSC EG-Anbindung könnte der Gememninschaft zudem die MöÖög-
ıchkeıit eröffnen, 1m Fall nationalıistisch motivlilerter ınnerer Unruhen der be]
vgewaltsamen Restaurationsversuchen der miıttlerweiıle abgelösten politischen
Ordnung durch die Parteigänger des alten 5Systems in osteuropäıschen Ländern

wirksamen Sanktionen oreıiten, hne da{fß dabe!] sehr schnell zZzu Eınsatz
VO  a Gewaltmitteln kommen muüßte.

Aufßerdem bedarf eıne europäische Friedensordnung supranatıonaler nstıtu-
tiıonen, die daftür orge tragen, möglıchst viele Menschen 1im demokratischen
Geilst bılden und Z sachgerechten Miıtarbeit (GGemelnwesen qualifizie-
FCRH- Bısherige Erfahrungen MI1t Biıldungsorganisationen auf UN-Ebene sollten
für den Autfbau entsprechender europäischer Instıtutionen SCHNULZL werden.

Auf die Dauer wiırd eine europäische Ordnung ıhre demokratische Grundver-
fassung 19808  — schützen können, WCNnN S1e iın der Lage 1St, auf (eiüls Heraustorde-
rTUNSCH durch die Anpassung bestehender und die Gründung Instıtutionen

reagıeren. Diese Entwicklungs- un Selbsterhaltungsfähigkeıit ware nıcht 1Ur

1m Hınblick auf möglıche Gefährdungen demokratischer Strukturen innerhal
der Staaten, sondern auch ın bezug auft vielfältige, heute Zu eıl nıcht absehba-

Friedensbedrohungen 1m „wischenstaatlichen Bereich VO Bedeutung. S1e
könnte eiınerseılts durch eın möglıchst erschütterungstestes Institutionengefüge,
andererseits durch eıne kluge Konzertierung VO Völkerrecht un: ungeschriebe-
38 Stimmen 209, 537
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N  } (Gsesetzen als komplementäre Instrumente Z Verhaltensregelung VO Staa-
ten geschaften werden.

Im Interesse der Stabilität eıner europäıschen Friedensordnung muß te nıcht
zuletzt das Machtgetälle 7zwischen ogrößeren un kleineren Staaten weıtestgehend
ausgeglichen werden. Die nordamerikanıschen Demokratien sollten daher iın eiıne
solche Ordnung integriert bleiben, eın Gegengewicht erstarkenden CU1LO-

päıschen Miıttelmächten der auch eıner sıch konsolidierenden, 1aber polıtısch
och schwer berechenbaren SowjJetunion bılden.

ıne europäıische Friedensordnung hätte in Krisensituationen den Erhalt des
Friedens nıcht x  _ mı1t miılıtäriıschen Miıtteln gewährleisten. Zunächst 1St der
Griuff DANT: Gewalt als etztes Miıttel nıcht schon dadurch erlaubt, da in einer be-
stımmten Sıtuation keine anderen Uptionen An Verfügung stehen; vielmehr
AaAnnn Gewaltgebrauch CrST annn als möglıcherweise sıttlıch legıtim gelten, WENN

1mM Vorteld eınes vorhersehbaren Konflikts eın möglıchst breitgefächertes politi-
sches Instrumentarıum dessen Beilegung ZATE Anwendung kam Vor allem
aber ware dıe NECUEC Friedensordnung auch deswegen auf gewaltfreie Formen der
Konfliktaustragung angewıesen, weıl die sıch heute 1abzeichnenden Konflikte
zwıischen ethnıschen Gruppen, dıe vielfach iın eınen Bürgerkrieg abzugleiten dro-
en, auf die Dauer allein durch eıne unparteiliche „Peacekeeping Force“ ohl
auch al nıcht domestiziert werden könnten. Vielmehr waren bekannte gewalt-
treije Formen un: Strategıen der Konfliktbewältigung MZUSeETLZECN, Mechanısmen
der friedlichen Streitbeilegung 1im zwıischenstaatlıchen Verkehr auszubauen un:
die Erforschung Konfliktbewältigungsmechanısmen Ördern. Letzteres
könnte durch die Eınrichtung eines entsprechenden Forschungsinstituts, wen1g-

aber durch eıne in diesem Sınn zielgerichtete Vergabe VO spezifizıerten
Forschungsaufträgen gefördert werden.

Dennoch behalten militärische Probleme auch ın eıner relatıv erschütterungs-
testen un:! vertrauenschaffenden Friedensordnung hıs auf weıteres eine eigene,
latent triedensbedrohliche Dynamık und eıne dementsprechende spezifische
Dringlichkeıit. Die 1C  e schaffende Sicherheitsstruktur müß te die Option nıcht
1Ur rechtlich, sondern möglichst auch taktısch ausschließen, einselt1g gewaltsam
aUus dem Status qUO eiıner konsentierten Friedensordnung auszubrechen. Dies
äßt sıch ann gewährleisten, WECeNnN die Kosten, die mMIıt Sıcherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit auf eınen potentiellen Aggressor zukämen, wesentlich höher
waren als der Nutzen, den anstreben könnte.

Zunächst waren dabei miılıtärische Gewaltmafßnahmen verhindern, die VO

einzelnen Staaten drohen. Dazu müfßten die ın der Verfügbarkeıt eines Staates
stehenden milıtärischen Mıiıttel derart reduziert werden, da{ß die verbleibende Mı-
litärmacht keine erfolgversprechende Aggression mehr ermöglıcht. Diesem Ziel
diıente eıne rechtlich verbindlich fixıerte Pflicht ZUT Rüstungsbegrenzung. Dar-
ber hınaus lıeße sıch eıner Aggression VO  e} seıten eınes einzelnen Mitgliedsstaats
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des europäischen Sıcherheitssystems durch bewulste Begrenzungen der natıona-
len Befehlsgewalt entgegenwirken, iındem dessen Streitkräfte in supranatiıonale
Kommandostrukturen eingebunden würden.

Die Gefahr, da{fß eıne verabredete Rechtsordnung militärisch verletzt wird,
darf allerdings nıcht auft supranatıonaler Ebene erneWt entstehen. Deswegen 1St
auch 1er der Gedanke, eıne Konzentration der Verfügungsmacht ber militäri-
sche Miıttel verhindern, konsequent MmMZuUusetizen Fur die Einrichtung entspr E-
chender politischer Kontrollinstanzen liegen miıt dem Konzept der „Peacekee-
pıng Forces“ auftf UN-Ebene viele nutzbare Erfahrungen bereıits VOI, dıe CS AUS-

Zu oilt Politische Kontrolle meınt aber nıcht 1U organısatorisch-institu-
tionelle Vernetzungen; S1Ee ertordert auch die Ausbildung eines bestimmten be-
rutsethischen Selbstverständnisses be1 Offizieren un Mannschaften, das eıner
reflektierten Oorm miılıtärischen Gehorsams beiträgt

Versuchungen eıner militärischen Aggress10n, die den Status JUO gewalt-
Sa beseitigen Ssucht: Iassen sıch zudem 1m vorhıneıin durch eine Beistands-
pflicht aller Partnerstaaten des schaffenden Friedenssicherungssystems ent-

mutıgen, die verläßlich erwarten Lälßst, da{fß die Staatengemeıinschaft jede Aggres-
S10N ırgendeines ıhrer Miıtglieder zurückschlagen wırd

Die polıtıschen Instanzen, die ber eınen eventuellen Fınsatz mılıtärischer (FE
walt entscheiden hätten, dürtten dabe] nıcht das Prinzıp der Eınstimmi1g-
eıt gebunden sSe1IN. Denn solange die Zurückweisung eiınes Rechtsbruchs 1Ur

mıt der Zustimmung des Rechtsbrechers möglıch Ist; bleibt Siıcherheit letztlich
eın polıtısches Zael, autf dessen Gewährleistung INan sıch gerade ann nıcht VCI-

lassen könnte, WECNN INa  b seıner besonders bedürftfte. [Das Einstimmigkeitsprinzip
ware deshalb durch eiıne qualifizierte Mehrheıitsregel abzulösen.

Direkte sıcherheıtspolitische Mıtverantwortung Europas für den Erhalt des
Weltfriedens 1St Ort gefordert, ınternational verbindliche Grundsätze für
eıne sıch selbst begrenzende, letztlich ethischen Standards Orlentierte Rl
SLUNGS- un: Rüstungsexportpolitik entwickeln un: durchzusetzen oilt Das
Skandalöse der bisherigen auch bundesdeutschen RüstungsexportpraxI1s lıegt
Ja keineswegs alleın darın, da{fß ıllegale Lieferungen iın beträchtlichem Umfang
möglıch SCWESCH sınd viel grundsätzlıcher oılt CS iragen, die Grenze
zwıischen legalen un: illegalen Praktiken verlauten soll un: ach welchen Be-
stımmungskrıiterien sıch diese Entscheidung richten habe 1ıne einheıitliche
europäıische Haltung hinsıchtlich der ethisch-politischen Fragen, die mıt XpOr-
ten konventioneller Kustungsguter und eiıner Weitergabe sensıtiver Technologien
un: Grundstoffe $ür ABC-Watten verbunden sınd, 1St überfällig; Orlentliert
Zıel, eın restriktives internatıiıonales Normen- und Kontrollsystem auf diesem
Sektor durchsetzen helfen, würde S1e ZUT weltweıt wirksamen Ächtung der
heute verbreiteten, weıitgehend als lıbertinistisch einzuschätzenden Rüstungsex-
portpraxıs wesentlich beıitragen.
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Ausblick

uch der Frieden in Furopa wırd auf Dauer 1Ur bewahrt werden können,
nıcht der Perspektive eıner „Festung Europa” angestrebt wird, sondern

die Eiınbettung des Wohlergehens europäischer Natıonen ın das Schicksal der
übrigen Welt bewulfst wahrgenommen und als Rahmenbedingung polıtischer (S6:
staltung akzeptiert wiıird Dies hätte sehr direkte Auswirkungen 7R Beispiel auf
die Behandlung VO  e} Flüchtlingen un: Asylanten durch europäıische Regierungen
der auch aut deren Bereitschaft, sıch tür die Beseıutigung VO Fluchtursachen
und eıne Entlastung der Erstaufnahmestaaten VO Flüchtlingen CNSA-
ox1eren. Allgemeın steht, besonders angesichts der Einführung des FEG-Bıinnen-
markts a1b 1992 die rage der zunehmenden Mıgration innerhal Europas selbst
und VO außerhalb seiner geographischen Begrenzungen auf der polıtıschen 1a-
gesordnung. Nach W1€ VOT wirken außerdem protektionistische Handelshemm-
nısse der wohlhabenden Länder eıner wiırtschaftliıchen Konsolidierung der aArm-
sSten Länder9un: 1eSs eıner Zeıt, in der gerade Ort der Anstıeg der
Weltbevölkerung überproportional Buch schlägt; diese ökonomische Aus-
yangssıtuation hat direkte Auswirkungen nıcht zuletzt aut die Migrationsproble-
matık. uch der Umgang der Industrieländer des Nordens mıt der Verschul-
dungslage der Entwicklungsländer 1m Süden wırd ethisch Zzu Beıispiel daran
INESSCI se1nN, ob die entwickelten Länder ıhrerseits VO eiınem wirtschaftspoliti-
schen Kurs Abschied nehmen, der die Sıtuation den iınternationalen Kapıtal-
märkten Lasten insbesondere der Weltmarkt Schwächsten welıter VCI-

schärtt un!: den anhaltenden Kapıtalabfluds VO Suüd ach Nord nıcht wıeder —
zukehren VEIMAS.

Friedensarbeit auf der Ebene der Polıitik besteht jedoch nıcht 1L1UTL iın der Suche
ach ınternatıional akzeptablen außen-, wirtschafts-, soz1al- und rechtspoliti-
schen Konzepten; S1e hängt gerade iın demokratischen Verfassungsstaaten eEeNTt-
scheidend davon ab, welche soz1ialethische Standards ın der Wählerschaft sol-
che polıtıschen Konzepte anknüpfen können. Nıcht zuletzt den Neuen Soz1alen
Bewegungen, ıhnen vielen kırchlich engagıerten Basısgruppen, $511t damıt
ıne orofßse Mıtverantwortung für das soz1ale Klıma Z in welchem sıch der VOT-

hersehbare gesellschaftlich-kulturelle Umbruch in Europa vollziehen wırd Prak-
tische Friedensarbeit VOTr Ort wiırd 1n den VOT uNns liegenden Jahren VOT allem
darın bestehen mussen, dem Bewußtsein, da{fß die Europaer Regeln des Zusam-
menlebens ın eiınem gemeınsamen Haus, nıcht Strategien der wechselseıtigen Ab-
schottung benötigen, 1ın der Je eigenen Lebenswelt ZAT Durchbruch verheltfen
un: dieses Moaotıv soz1ı1alen Handelns auch Wiıderstände un: Rückschläge
durchzuhalten. Das ann leicht mehr Mut un Zıvilcourage erfordern, als S1€ iın
mancher Öffentlicher Demonstratiıon benötigt werden. Zur Verantwortung polı-
tischer WwW1e€e kırchlicher Amtstrager gehört deswegen unzweıfelhaft, einem sol-
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chen Idealen Orlıentierten Engagement öffentlich jenen moralıischen Rückhalt FA
geben, hne den der Getahr eines zunehmenden „Einzelkämpfersyndroms“ un:
der damıt schnell verbundenen resiıgnatıven Tendenz LL1LUT schwer wehren
ware

NM  GE

Gerechtigkeit chafft Frieden. Wort der Dt. Bischofskonferenz ZU) Frieden onn 5L
H.- Bohle, Kriegsflüchtlinge, Elendsflüchtlinge, Umweltflüchtlinge. Das Weltrtflüchtlingsproblem als Fußnote

der Weltpolitik, 1n ‘ FAZ 25 DE 13
Aufmerksamkeit verdienen dıie Vorschläge ZUur!r Retorm der UN' die die „Stockholmer Inıtıatıve globa-

ler Sıcherheit und Weltordnung“ vorgelegt hat (ın Ausschnitten In: Frankturter Rundschau 10 1991, 181.)
Dıies betont auch das Dokument der dt. Bıschöfe „Christliche Verantwortung In veränderte: Ir“ (Dıie dt. Bı-

schöte 46, onnn 30
Im Okumenischen Proze(ß für Gerechtigkeıit, Frieden und dıe Bewahrung der Schöpfung (Z in den Dokumen-

ten VO: Dresden, Stuttgart, Basel) erhielt die Forderung ach Überwindung der Instıtution des Krıeges und damıt
auch der Abschreckung durch eıne polıtisch gesicherte, auf der Grundlage der Menschenrechte konzipierte Welt-
friedensordnung eıne zentrale Bedeutung.

Wıchtige Überlegungen hıerzu 1n Dt Kommıissıon lustitıa Zr Pax, Kommissıon lustitıa eit DPax der Berliner Bı-
schofskonferenz, Für eıne zeıtgemäfse Oorm des militärischen Gehorsams

Das Wort der dt. Bischöfe ZU) Golfkrieg (Z1 hebt ZW AaAl auf dıe Gesetzwiıdrigkeıit estimmter Lieferun-
SCH VO Waffen und Technologie deutscher Hersteller den Irak ab, wiırtt jedoch nıcht dıe rage auf, 1eweıt die
gesetzlichen Rahmenbedingungen mMiıt dem deklarierten polıtiıschen Ziel eiıner restriktiven Rüstungsexportpraxıs in
Eınklang stehen.

ıne austührlichere Darstellung der In dieser Abhandlung berührten Fragen ın OpPe; Perspektiven und
Probleme einer Friedensordnung f\ll' Europa ach dem Ende des Kalten Krieges (Arbeıitspapıer ARB der
Schrittenreihe „Gerechtigkeıit und Frieden“ der Dt Kommıissıon lustıitıa ei axX Aprıil
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